
4. Ist der zeitliche und ökonomische Aufwand eines 
Kollektivgutachtens höher?
Die Kollektivarbeit zwischen Psychiatern und Psy­
chologen ist in Kliniken und Instituten auf allen 
Gebieten der Kinder- und Jugendlichen-Diagnostik 
und Behandlung eine erprobte Tatsache. Jedes Fach­
gebiet hat hierbei seinen Arbeitsteil übernommen, so 
daß keine Doppelarbeit entsteht, sondern in rationeller 
Form die Gebiete sich arbeitsteilig ergänzen. Die 
Kollektivarbeit in der Begutachtung stellt also nichts 
anderes dar als die seit vielen Jahren bestehende 
Kollektivarbeit auf allen anderen gemeinsamen Ge­
bieten.
Um eine gleichbleibende Qualität der Gutachten zu 
sichern und die Kontrolle durch den Leiter der Ein­
richtung zu ermöglichen, sollten grundsätzlich nur 
staatliche Einrichtungen, nicht aber Einzelgutachter 
von den Organen der Rechtspflege mit der Erstattung 
von Gutachten betraut werden.

Anhang:
Gemeinsame Stellungnahme der Gesellschaft für 
Psychiatrie und Neurologie in der DDR und der 
Gesellschaft für Psychologie in der DDR zur Frage 
der forensischen Begutachtung jugendlicher Straf­
täter
1. Entsprechend den Bestimmungen des neuen Straf­
rechts (§ 66 StGB, § 74 StPO) ist zur Feststellung der 
Schuldfähigkeit eines jugendlichen Straftäters die 
psychiatrische und psychologische Begutachtung vor­
gesehen. Daneben kann eine Beurteilung der Zurech­
nungsfähigkeit gemäß den §§ 15 und 16 StGB ange­
ordnet werden.
Um eine umfassende, möglichst exakte Beantwortung 
der juristischen Fragestellungen zu erreichen, empfeh­
len die Gesellschaften die gemeinsame Begutachtung 
jugendlicher Straftäter durch einen Psychiater und 
einen Psychologen*. Zweckmäßig erscheint die Er­

stellung eines Kollegialgutachtens über Schuldfähig­
keit und Zurechnungsfähigkeit des Jugendlichen, das 
von beiden Fach Vertretern unterzeichnet ist. Es 
würde vor Gericht von dem Fachmann vertreten wer­
den, dessen Anteil im jeweiligen Falle den Ausschlag 
gibt. Dominiert die Frage der Zurechnungsfähigkeit 
(oder der Retardation organischer, neurologisch nach­
weisbarer Genese): vom Psychiater; dominieren ent- 
wicklungs- und persönlichkeitspsychologische Fragen: 
vom Psychologen.
Die Gesellschaften empfehlen, daß Gericht, Staats­
anwalt und Untersuchungsorgane mit der Begut­
achtung jugendlicher Straftäter grundsätzlich staat­
liche Einrichtungen betrauen, in denen Psychiater und 
Psychologen Zusammenarbeiten: das sind psychiatrische 
Kliniken, Abteilungen, Polikliniken, in denen auch 
Diplom-Psychologen arbeiten, und psychologische Insti­
tutionen, in denen haupt- oder nebenamtlich Psychia­
ter mit guten forensisch-jugendpsychiatrischen Erfah­
rungen oder ausgewiesene Kinderneuropsychiater mit- 
wirken. Nur in den Bezirken, wo bislang keine sol­
chen staatlichen Einrichtungen bestehen, sollte die 
Begutachtung zeitweilig noch unabhängig voneinander 
arbeitenden Psychiatern und Psychologen übertragen 
werden.
2. Die Gesellschaften vereinbaren, eine Kommission 
aus Vertretern beider Disziplinen zu bilden, welche 
die Aufgabe hat, Ausführungsbestimmungen für die 
o. g. Begutachtung zu erarbeiten. Diese Bestimmungen 
werden von beiden Gesellschaften verabschiedet und 
verpflichten die durch die Gesellschaften vertretenen 
Neurologen Psychiater und Psychologen, ihnen gemäß 
zu handeln.

* Im Bedarfsfälle wird die ausreichende Qualifikation bestätigt:
a) für forensische Psychiatrie vom Vorstand der Gesellschaft 
für Psychiatrie und Neurologie in der DDR,
b) für Kinderneuropsychiatrie vom Vorstand der Sektion für 
Kinderneuropsychiatrie,
c) für Dipl.-Psychologen vom Vorstand der Gesellschaft für 
Psychologie in der DDR.
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Die Verhütung von Gesetzesverletzungen Jugendlicher 
— eine wichtige Aufgabe der Leitung volkseigener Betriebe

Auf Empfehlung des Stellvertreters für Inneres des 
Vorsitzenden des Rates Zeitz sowie des Kreisstaats­
anwalts und angeregt durch die Veröffentlichungen 
in der Zeitschrift „Neue Justiz“ über die Erfahrungen, 
die im VEB Maxhütte bei der Zurückdrängung der 
Kriminalität durch eine Anordnung des Direktors 
gesammelt worden sind1 2, ist am 2. Januar 1968 auch im 
VEB Hydrierwerk Zeitz die Anordnung Nr. 1 68 des 
Werkdirektors (Grundsätze für die Durchsetzung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit, die Zurückdrängung der 
Kriminalität und der Disziplinarverstöße sowie für die 
Verbesserung der Leitungstätigkeit) erlassen worden-. 
Obwohl diese Anordnung erst relativ kurze Zeit in 
Kraft ist, sollen hier einige Erfahrungen vermittelt 
werden, die wir im Betrieb in Durchsetzung der Anord­
nung insbesondere in der Arbeit mit der Jugend 
sammeln konnten.

1 Vgl. Fritzsche / Schaknys / Stapelfeld, „Die schrittweise Zu­
rückdrängung der Kriminalität — Bestandteil der Leitungs­
tätigkeit in sozialistischen Betrieben“, NJ 1966 S. 420 ff.; diesel­
ben, „Systematische Bekämpfung und Verhütung von Rechts­
verletzungen in sozialistischen Betrieben“, NJ 1967 S. 333 ff.
2 Die Anordnung gliedert sich in:

Allgemeine Grundsätze,
Arbeit mit Strafrechtsverletzern,
Verbesserung des Gesundheits-. Arbeits- und Brandschutzes.
Arbeit mit der Jugend,
Verbesserung von Ordnung. Sicherheit und Arbeitsdisziplin. 

Die Maßnahmen, die für die Arbeit mit der Jugend durchzu­
führen sind, sind im Anhang zu diesem Beitrag enthalten.

Wir dürfen heute schon mit Genugtuung feststellen, 
daß die Anordnung uns geholfen hat, die Leitungs­
tätigkeit im Werk zu verbessern. Trotzdem darf man 
sich nicht dem Trugschluß hingeben, daß mit einer 
solchen Anordnung ein sofortiges Absinken krimineller 
Delikte erwartet werden kann. Im Gegenteil! Es kann 
sogar der Anschein entstehen, als wenn Ungesetzlich­
keiten zunehmen würden. Das ist aber ganz einfach 
darauf zurückzuführen, daß nunmehr alle für die Ein­
haltung der Anordnung Verantwortlichen viele Um­
stände und Probleme auf greifen, die von uns vorher 
überhaupt nicht beachtet worden sind, und ggf. eine 
Auseinandersetzung über sie herbeiführen. Daraus 
erklärt sich unsere Feststellung, daß die Anzahl der 
Disziplinär- und Erziehungsmaßnahmen im Werk 
angewachsen ist. Dagegen weisen — und das ist erfreu­
lich — die Ermittlungsverfahren der Abteilung K des 
Betriebsschutzes eine rückläufige Tendenz auf.
Die Anordnung ist für die Werkleitung und für den 
Werkdirektor selbst auch deshalb eine große Hilfe, weil 
alle Fachdirektoren und Betriebsleiter selbständiger 
handeln als vorher und davon abgekommen sind, zu 
allen notwendigen Anordnungen bei Disziplinarver- 
stößen u. ä. die Entscheidung des Werkdirektors ein­
zuholen.
Große Bedeutung mißt die Anordnung den Aufgaben 
bei, die die leitenden Mitarbeiter des Werkes hinsichl-
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